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Az. S 17 KR 2046/19 
Dr. Arnd Rüter ./. AOK Bayern, vertr. d.d. Direktor d. Direktion München 
 
Betreff:    Ihr Begleitschreiben vom 10.01.2020 zum Schriftsatz der Beklagten vom 17.12.2019 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Schreiben vom 10.01.2020 (SG80) haben Sie mir einen Schriftsatz der Beklagten vom 17.12.2019 zur 
Kenntnis (SG81) übersandt. Dazu nehme ich unaufgefordert wie folgt Stellung (SG82): 
 
1.) Ihre Aufforderung vom 06.11.2019 an die Beklagte kann sinnvollerweise nur eine Aufforderung zu deren 
Stellungnahme zur Klagebegründung des Klägers vom 28.10.2019 sein. Die Beklagte versteht diese 
Aufforderung zur Stellungnahme nicht als eine „Anordnung zur Stellungnahme bis zu einer vorgegebenen 
Frist“. Sie meint hingegen die Stellungnahme verweigern zu können mit Behauptungen zu einem 
Berufungsverfahren beim Landessozialgericht München (Az. L 4 KR 568/17).  
 
Bestärkt wird die Beklagte in ihrer Sicht durch die 17. Kammer das Sozialgerichts München, denn sonst 
hätte der Kläger nach § 63 Abs. 1 SGG sicherlich eine Abschrift dieser Anordnung erhalten.  
 
Die Beklagte meint weiter ihre angekündigte Übersendung der Sitzungsniederschrift der am 21.11.2019 
stattgefundenen mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht München könne eine 
Stellungnahme der Beklagten zur Klagebegründung des Klägers im hiesigen Verfahren überflüssig 
machen, da der 4. Senat des Landessozialgerichts München ja versucht habe das Thema 
Widerspruchsbescheid vom 09.07.2019 irgendwie in das Berufungsverfahren „einzubeziehen“. 
 
Hätte die „Prozessbeauftragte“ Frau Lang der Beklagten sich ordentlich über den Verlauf der mündlichen 
Verhandlung vor dem Bayerischen Landessozialgericht bei der teilnehmenden Justiziarin der Beklagten 
Frau Dr. Wimmer informiert bzw. wäre sie von dieser ordentlich informiert worden, dann wüsste sie, dass 
der Berufungskläger sich den Versuch des Vorsitzenden Richters Dürschke verbeten hat, ihm den 
Gegenstand seiner Berufungsklage umzudefinieren. Sie wüsste dann also, dass die „Kopplung“ dieser 
beiden Verfahren auch nach Übersendung einer wie auch immer gearteten Sitzungsniederschrift ihr Traum 
bleiben wird. 
 
Von der Ankunft der Sitzungsniederschrift von der mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht 
München kann die Frau Lang auch aus anderem Grund träumen, denn nach § 134 SGG Abs. 2 gilt: „Das 
Urteil soll vor Ablauf eines Monats, vom Tag der Verkündung an gerechnet, vollständig abgefasst der 
Geschäftsstelle übermittelt werden […].“ Das wäre am 21.12.2019 gewesen; einen hilfreichen ersten 
Schritt hätte ja wohl die Erstellung einer Sitzungsniederschrift dargestellt. 






